
Gemeinde Oybin 

Bebauungsplan „Hochwaldblick“ 
für das Gebiet südlich der Kammstraße im Bereich des ehemaligen 

Beherbergungsbetriebes „Zum Hochwaldblick“ 

SATZUNG 
PLANFASSUNG 22.04.2024  

mit redaktionellen Änderungen / Ergänzungen vom 24.02.2025 

Zusammenfassende Erklärung 

erstellt: 10.07.2025 Katrin Müldener    Freie Architektin und Stadtplanerin  
Damaschkestraße 12, 02763 Zittau  Tel: 03583/510743 Fax:03583/510742

Logo Oybin

https://oybin.com/


Bebauungsplan „Hochwaldblick“  Zusammenfassende Erklärung 07/2025 
       

Gemeinde Oybin  Seite 2 von 8 

  



Bebauungsplan „Hochwaldblick“  Zusammenfassende Erklärung 07/2025 
       

Gemeinde Oybin  Seite 3 von 8 

Präambel 
 

Die Gemeinde Oybin hat mit Datum vom 22.02.2021 die Aufstellung eines Bebauungsplanes für den 
Geltungsbereich des ehemaligen Beherbergungsbetriebes „Zum Hochwaldblick“ für die Flurstücke 
540/1, 540/2 und T.v. 537/13 beschlossen. 
 
Der Vorentwurf zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss des Gemeinderates Oybin vom 26.06.2023 
gebilligt. Der Vorentwurf wurde mit dem Hinweis, dass man die Ziele und Zwecke erörtern will und 
Bedenken, Hinweise und Anregungen mitgeteilt werden können, im Zeitraum vom 10.07.2023 bis 
11.08.2023 öffentlich ausgelegt. Im parallelen Zeitraum wurden die betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. Die Auslegungsfrist wurde im Bürgerportal Sachsen 
und dem Amtsblatt bekanntgemacht und über den Zeitraum vom 11.09.2023 bis 25.09.2023 eine 
erneute Auslegung durchgeführt. Am 04.08.2023 hat außerdem eine öffentliche 
Bürgerinformationsveranstaltung stattgefunden. 
Mit Datum vom 22.04.2024 billigte der Gemeinderat von Oybin den Entwurf zum Bebauungsplan 
„Hochwaldblick“ in der Fassung vom 22.04.2024 und hat die Auslegung und Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange über den Zeitraum von einem Monat beschlossen. Die 
Öffentlichkeitsbeteiligung und die Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurde im Zeitraum vom 10.06.2024 bis 12.07.2024 durchgeführt. Die Beteiligung 
wurde im Amtsblatt der Gemeinde Oybin Nr. 5/2024 vom 30.05.2024 an den Anschlagtafeln der 
Gemeinde und unter https://oybin.com/hochwaldblick sowie im Landesportal Sachsen unter 
www.bauleitplanung.sachsen.de  bekanntgemacht. 
Die Ergebnisse der Beteiligung und die Abwägung der vorgebrachten Bedenken, Hinweise und 
Anregungen am 28.10.2024 / 24.02.2025 haben nicht zu inhaltlichen Änderungen des 
Bebauungsplanes geführt. Die Ergebnisse der Abwägung wurden mitgeteilt. Der Bebauungsplan in der 
Fassung vom 22.04.2024 mit redaktionellen Änderungen/Ergänzungen vom 24.02.2025 wurde durch 
den Gemeinderat Oybin am 24.02.2025 als Satzung beschlossen. Die Satzung zum Bebauungsplan 
wurde durch die höhere Verwaltungsbehörde geprüft und mit Datum vom 03.07.2025 ohne Auflagen 
genehmigt. Die Satzung tritt am Tag der Bekanntmachung im Gemeindeblatt in Kraft. 
 
Die Gemeinde Oybin verfügt nicht über einen Flächennutzungsplan, deshalb wurde der Bebauungsplan 
als vorzeitiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
 
Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes wurde eine Umweltprüfung durchgeführt und 
ein Umweltbericht erstellt. Grundlage für die grünordnerischen Festsetzungen bildet eine integrierte 
Grünordnungsplanung mit Ausgleichsbilanzierung. Neben der Erfassung und Kartierung des 
Grünbestandes wurde eine artenschutzrechtliche Bewertung durchgeführt, um die Belange des 
Artenschutzes im Bebauungsplan angemessen berücksichtigen zu können. Für den Bebauungsplan 
wurde eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsbewertung erstellt. Auf dieser Grundlage wurden 
die Festsetzungen des B-Planes bewertet und angepasst. Damit werden die Einflüsse auf Natur und 
Umwelt, die von der geplanten Erweiterung der baulichen Nutzung ausgehen, beurteilt. Auf dieser 
Grundlage kann mit dem Bebauungsplan sichergestellt werden, dass die Festsetzungen in einem 
verträglichen Maß erfolgen und wesentliche Beeinträchtigungen von Natur und Umwelt 
ausgeschlossen werden. 
 
Das sich das B-Plan Gebiet im Landschaftsschutzgebiet „Zittauer Gebirge“ befindet ist für einen 
Satzungsbeschluss vor Bekanntmachung die Rechtsverordnung zum LSG zu ändern. 
Gemäß § 20 (1) Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG1) wurde der Verordnungsentwurf mit 
Übersichtskarten den Behörden, öffentlichen Planungsträgern, berufsständigen 
Interessenvertretungen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die landesweit tätig und strukturiert 
sind, und Gemeinden, deren Belange berührt werden können, sowie den anerkannten 
Naturschutzvereinigungen zur Stellungnahme im Zeitraum vom 10.06.2024 bis zum 12.07.2024 
zugeleitet. Die an die UNB übergebenen Stellungnahmen zum Ausgliederungsantrag zum B-Plan 
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„Hochwaldblick“ wurden naturschutzfachlich und -rechtlich geprüft sowie im Anschluss einer 
Abwägung unterzogen. Im Ergebnis bestehen seitens der Unteren Naturschutzbehörde des 
Landkreises Görlitz gegen die Ausgliederung der o. a. Fläche aus dem LSG „Zittauer Gebirge" keine 
Bedenken. Nachdem die Gemeinde den Bebauungsplan „Hochwaldblick“ als Satzung beschlossen hat, 
wurde die Änderungsverordnung ausgefertigt und im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt am 
20. März 2025 verkündet. 
 

1. Fachliche Grundlagen für die Berücksichtigung der Umweltbelange 
 

- Umweltbericht vom 22.04.2024, Freier Architekt Dipl.-Ing Frank Hellner, Büro für Architektur 
und Wertermittlung, 02747 Herrnhut 

-  Faunistischer Fachbeitrag: probios ecosystem service für Mensch und Natur, Borngraben 2, 
01157 Dresden, 10.02.2024 

- Artenschutzfachbeitrag: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 01877 Bischofswerda, 
20.02.2024 

-  FFH-Vorprüfung „Hochlagen des Zittauer Gebirges“: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 
01877 Bischofswerda, 20.02.2024 

- SPA-Vorprüfung „Zittauer Gebirge“: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 01877 
Bischofswerda, 20.02.2024 

2. Planungsziele 
 
Die Gemeinde Oybin strebt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die Sicherung der baulichen 
Nutzung des Standortes als „Sonstiges Sondergebiet für Fremdenbeherbergung“ an. Damit soll ein 
touristischer Standort in der Gemeinde Oybin, der aufgrund seiner markanten Lage und langen 
Tradition einen großen Bekanntheitsgrad im Zittauer Gebirge genießt, erhalten und zukunftsfähig 
entwickelt werden. Der Tourismus stellt einen der wichtigsten Wirtschaftszweige in der Gemeinde dar. 
Oybin hat sich im integrierten Entwicklungskonzept als Ziel gesetzt, die Gemeinde zum Kurort mit 
moderner Infrastruktur zu entwickeln. Mit dem Entwicklungsziel  „Oybin als Service- und 
Qualitätsgemeinde“ soll die Entwicklung zu einer regionsübergreifend anerkannten 
Tourismusgemeinde erreicht werden.  
Die Gemeinde Oybin sichert mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die nachhaltige Entwicklung des 
Standortes und schafft die Grundlagen, den drohenden weiteren Verfall der baulichen Anlagen und 
einen Verlust der Attraktivität durch die Störung des Natur- und Landschaftsbildes im 
Landschaftsschutzgebiet „Zittauer Gebirge“ zu verhindern. Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die 
Anforderungen an Naturschutz, Artenschutz und Landschaftspflege auf der einen Seite und das 
öffentliche Interesse der Gemeinde sowie die wirtschaftlichen Interessen des Eigentümers auf der 
anderen Seite angemessen abzuwägen und eine nachhaltige Entwicklungsgrundlage zu schaffen. Aus 
diesem Grund wurde als Grundlage für die Aufstellung des Bebauungsplanes ein Faunistischer 
Fachbeitrag, ein Artenschutzfachbeitrag sowie aufgrund der Nähe zu den Schutzgebieten die FFH 
Vorprüfungen  „Hochlagen des Zittauer Gebirges“ und die SPA Vorprüfung „Zittauer 
Gebirge“ erarbeitet. 

3. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde für die Belange des Umweltschutzes gemäß § 2 Abs. 
4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt. Die dabei ermittelten voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen der Planung wurden im Umweltbericht beschrieben und bewertet sowie in der 
Abwägung berücksichtigt. 

Aufgrund der Lage des Plangebiets im Landschaftsschutzgebiet „Zittauer Gebirge“ wurde parallel zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes das LSG-Ausgliederungsverfahren durchgeführt.  
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Um die Umweltbelange beschreiben und bewerten zu können, wurden neben mehreren 
Ortsbegehungen zur Bestandsaufnahme und Kartierung von Biotoptypen sowie der Auswertung 
umweltrelevanter digitaler Informationsquellen folgende Gutachten bzw. begleitende Planungen 
erarbeitet, deren Ergebnisse in den Umweltbericht eigeflossen sind: 
- Faunistischer Fachbeitrag: probios ecosystem service für Mensch und Natur, Borngraben 2, 01157 
Dresden, 10.02.2024 

- Artenschutzfachbeitrag: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 01877 Bischofswerda, 20.02.2024 

- FFH-Vorprüfung „Hochlagen des Zittauer Gebirges“: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 01877 
Bischofswerda, 20.02.2024 

- SPA-Vorprüfung „Zittauer Gebirge“: GLI-PLAN GmbH, Bautzener Straße 34, 01877 Bischofswerda, 
20.02.2024 

Weitere umweltbezogene Informationen wurden im Rahmen eines Scoping-Termins und der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die abgegebenen 
Stellungnahmen zugearbeitet. 

Aufgrund der Lage des Vorhabens im Außenbereich, in landschaftlich exponierter Lage sowie der Lage 
im LSG und der sonstigen Schutzanforderungen sind Auswirkungen über die Plangebietsgrenze hinaus 
möglich. Für die Betrachtungen des Umweltberichtes wurde daher der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes mit einem Umgriff von ca. 50 m herangezogen. Für die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild ist zusätzlich die Fernwirkung des Vorhabens zu beachten. 

Der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff in den Naturhaushalt besteht im Wesentlichen in fol-
genden dauerhaften Veränderungen: 

 Erweiterung der Siedlungsfläche um ca. 0,29 ha in den Außenbereich hinein 
 Mögliche Neuversiegelung von Flächen bis zu 0,14 ha (Bilanz nach Abzug entsiegelter Fläche) 
 Geringe Minderung der Lebensraumqualität für Tiere und Pflanzen durch Änderungen der 

Flächennutzung (Intensivierung der baulichen Nutzung, Umwandlung von Grünland in 
Siedlungs-fläche) 

 Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes durch bauliche Neuordnung des Standortes 
und Erweiterung in die Offenlandfläche hinein 

Um die Auswirkungen auf den Naturhaushalt zu kompensieren, werden u.a. folgende Maßnahmen 
umgesetzt: 

 Erhaltung der Flächen mit erhöhter Bedeutung für den Naturhaushalt (Großgehölzbestand) 
 Festsetzungen zur Mindestdurchgrünung des Standortes 
 Anlage von strukturell wirksamen Gehölzpflanzungen 
 Anlage einer Versickerungsmulde und Extensivierung einer Grünlandfläche 

Die festgesetzten Kompensationsflächen sind Teil des Plangebietes, so dass keine externen Flächen 
beansprucht werden. Nicht gleichartig ausgleichbare Auswirkungen des Vorhabens (v.a. 
Neuversiegelung) werden durch Maßnahmen zur Aufwertung von Lebensräumen für Tiere und 
Pflanzen wertgleich ersetzt, so dass im Ergebnis eine ausgeglichene Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz zu 
verzeichnen ist. 

Die Bewertung der Schutzgüter und der Auswirkungen des Vorhabens (Siehe UB Pkt. 3.2) bei 
Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen führt zu folgendem Ergebnis: 

 Schutzgut Mensch keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 
 Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische 

Vielfalt, Artenschutz 
keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 

 Schutzgut Boden keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 
 Schutzgut Fläche keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 
 Schutzgut Wasser keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 
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 Schutzgut Klima und Lu� keine erheblichen nega�ven Auswirkungen 
 Schutzgut Landscha�s- und Ortsbild sowie 

Erholung 
keine erheblichen Beeinträch�gungen 

 Schutzgut Kultur- und sons�ge Sachgüter keine erheblichen Beeinträch�gungen 
 
Im Ergebnis der Umweltprüfung ist festzustellen, dass bei Umsetzung der beschriebenen 
Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen – innerhalb des Plangebietes und auf 
externen Flächen – der durch die Planung verursachte Eingriff vollständig ausgeglichen werden kann 
und damit keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter durch die Planung verbleiben. 

 

4. Berücksichtigung der Ergebnisse der TÖB- und Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf 
in der Planfassung vom 22.04.2024 

4.1 Öffentlichkeit 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden zum Vorentwurf des Bebauungsplan Hinweise, 
Bedenken und Anregungen geäußert. Die Bedenken der Bürger wurden bei der Bearbeitung des 
Entwurfes in folgendem Umfang berücksichtigt: 
Zu einem gemeinsamen Vororttermin mit Gemeinde, Projektsteuerer und Planungsbüro wurden mit 
den Anwohnern die geäußerten Bedenken diskutiert und die Anforderungen an die Festsetzungen des 
Entwurfes besprochen. Es wurden Höhenfestpunkte und die zulässigen Gebäudehöhen im südlichen 
Baufeld besprochen, um eine Erhaltung der Sichtachsen zu gewährleisten. Die überbaubare 
Grundstücksfläche wurde im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung auf ein Mindestmaß reduziert und 
die zulässige Höher im südlichen Baufeld SO3 auf maximal 3,00 Meter mit Bezug auf das vorhandene 
Gelände beschränkt, so dass Blickbeziehungen vom benachbarten Wohngrundstück aus in das 
Lausitzer Gebirge nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
Der sogenannte „Sudetenblick „ wird nach Prüfung der Sichtachsen durch eine festgesetzte Bauhöhe 
von maximal 3,00 Metern im Baufeld SO3 nicht eingeschränkt.  
Die Wirkung der Baumasse ist unstrittig bereits im derzeitigen Zustand dominant. Festsetzungen zur 
Gliederung der Gebäudelängen und Gebäudehöhen sollen jedoch dazu dienen, dass eine Gliederung 
von Baukörpern vorgenommen werden muss. Die gestaffelte Festsetzung von zulässigen 
Gebäudehöhen hangabwärts soll zudem ein Einfügen an die Hangneigung gewährleisten. 
Die mögliche Überbauung des Grundstückes orientiert sich am wirtschaftlichen Bedarf eines 
hochwertigen Beherbergungsbetriebes und soll mit den Festsetzungen zu maximal zulässigen 
Gebäudehöhen, Gebäudelängen und Gestaltungen das Einfügen in den Kulturlandschaftsraum 
gewährleisten. Insgesamt wird der Entwicklung der brachliegenden Beherbergungsnutzung in dieser 
Stelle im Außenbereich der Vorrang zugunsten privater Interessen eingeräumt und damit dem 
regionalplanerischen Ziel der Gemeinde Oybin als Tourismusregionen, die für den Ausbau des 
Tourismus notwendige Infrastruktur vorzuhalten und qualitativ weiter zu entwickeln. Der Einfluss auf 
das Kulturlandschaftsbild wurde im Umweltbericht unter Punkt 3.2 näher untersucht und beurteilt. 
 

4.2 Behördenbeteiligung 
Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
Die Versickerung von Niederschlagswasser soll durch den Bebauungsplan im Bauleitplanverfahren 
festgesetzt werden. Da die Untergrundeignung für eine Versickerung standortkonkret nicht 
nachgewiesen werden konnte, sind alternative Formen einer schadlosen Abwasserbeseitigung für das 
Niederschlagswasser nach den Grundsätzen der Abwasserbeseitigung zu planen und im 
Bebauungsplan festzusetzen. Die Festsetzungen erfolgen unter Punkt 4.3 der Textlichen Festsetzungen. 
Hinweise zur natürlichen Radioaktivität wurden unter Punkt 10.2. gegeben. Die Empfehlung zur 
Baugrunderkundung ist Bestandteil der Hinweise auf der Planzeichnung unter Punkt 10.3 und wird in 
der Begründung unter Punkt 3.9.3 erläutert. 
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Landkreis Görlitz, Umweltamt, Untere Wasserbehörde 
Durch die Untere Wasserbehörde wurden zum Bebauungsplanentwurf Hinweise erteilt, die in der 
Planung berücksichtigt wurden. Die Begründung wurde in Hinblick auf die Erläuterung mit dem 
Umgang mit Niederschlagswasser ergänzt und eine redaktionelle Ergänzung der Hinweise auf das 
Arbeitsblatt des Fachverbandes Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
DWA-A 138 als geltende Planungsnormen im Textteil B vorgenommen. Eine weitergehende Textliche 
Festsetzung Teil B im Sinne der Satzung zum Bebauungsplan wurde nicht vorgenommen. 
In der Begründung wird der Wortlaut zur großflächigen Versickerung des Niederschlagswassers und 
den Anforderungen nach § 37 Abs. 2 WHG übernommen. Der Umgang mit Niederschlagswasser im 
Geltungsbereich ist grundsätzlich unter Punkt 4.3. der Textlichen Festsetzungen geregelt. Durch den 
im Plangebiet vorhandenen Anschluss an das örtliche Regenwasser-Entwässerungssystem ist eine 
Ableitung des Niederschlagswasser grundsätzlich gesichert. Um eine Mehrbeaufschlagung des 
Kanalsystems zu verhindern, wird die Anforderung an eine Verzögerung der Ableitung, eine Nutzung 
oder eine Versickerung des nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers unter Punkt 4.3 der 
Textlichen Festsetzungen geregelt. Die Wahl der Art der Ableitung obliegt dann dem 
Grundstücksnutzer, um eine Gestaltungsfreiheit nicht einzugrenzen. Flächen für die Rückhaltung und 
Versickerung sind als Kompensationsmaßnahme in der Planzeichnung festgesetzt. 
 
Hinweise und Bedenke der Stadt Zittau 
Die Stadt Zittau hat sich als Mitgliedsgemeinden des Naturparks Zittauer Gebirge sowie der 
Touristischen Gebietsgemeinschaft Zittauer Gebirge geäußert. Sie hat festgestellt, dass sich ein gemäß 
B-Plan zulässiger Baukörper, der weit über das Maß der bisherigen Gebäude hinausgeht, an diesem 
Standort nicht in der gebotenen Weise in das Orts- und Landschaftsbild einfügt. Die Einschätzung des 
Einfügens in das Landschaftsbild wurde im Umweltbericht bewertet. Aufgrund der besonderen 
Qualität des Landschaftsbildes und der Bedeutung des Standortes für die Erholungsnutzung bestehen 
an das Schutzgut erhöhte Anforderungen. Die Einhaltung der Anforderungen und Zielstellungen der 
übergeordneten Landschaftsplanung wurde hinsichtlich der voraussichtlichen Auswirkungen des 
Vorhabens geprüft. Mit dem Vorhaben wird eine ungenutzte Erholungsfläche wieder in Nutzung 
gebracht. Dabei ist mit einer lokalen Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes im 
Übergangsbereich von Wald- zu Offenlandflächen zu rechnen. Es sind Maßnahmen zur Verminderung 
des Eingriffs in die topografische Situation sowie Maßnahmen zur landschaftsgerechten und 
naturnahen Einbindung des Standortes vorgesehen.  Der zulässige Überbauungsgrad, flächenmäßige 
Einschränkungen der Baufenster und Anpassung der zulässigen Gebäudehöhen wurde in den 
Teilflächen so angepasst, dass mit Rücksicht auf die Topografie des Plangebietes ein Einfügen 
gewährleistet werden kann, um Sichtbeziehungen zu gewährleisten und mit dem Ziel einer stärkeren 
baulichen Gliederung und einer geringeren Überbaubarkeit insgesamt. Die Erholungseignung der 
Landschaft wird durch Umsetzung der festgesetzten Grünordnungsmaßnahmen gestärkt. Diese 
Maßnahmen dienen dazu, das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu zu gestalten, so dass nach ihrer 
Umsetzung keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes verbleibt. 
 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e.V. 
Der B.U.N.D hat Hinweise zum Baumschutz während der Bauarbeiten vorgebracht, die durch den 
Plangeber im Rahmen der Festsetzungsmöglichkeiten durch den Bebauungsplan nicht normiert sind. 
Auf Grundlage von § 9 Abs. 1 BauGB sind nur solche Festsetzungen zulässig sind, die einen 
städtebaulichen Bezug aufweisen und bodenrechtlich relevant sind. Vorübergehende 
Bodennutzungen erfüllen diese Voraussetzung nicht. Festsetzungen, die für den Planbetroffenen 
unmittelbare Handlungspflichten oder sonstige Verhaltensweisen auferlegen, sind daher nach § 9 Abs. 
1 BauGB unzulässig. In die Begründung des Bebauungsplans ist der Hinweis aufgenommen worden, 
dass sichergestellt wird, dass die Bauarbeiten während der Brut- und Aufzuchtzeiten zu beschränken 
sind, um einen Verstoß gegen das Verbot gemäß § 42 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG zu verhindern. 
 
Landesverein sächsischer Heimatschutz e.V. 
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Der Verein bezieht sich in seiner Stellungnahme auf Anforderungen, die aus dem Artenschutz 
resultieren. Die Belange des Artenschutzes wurden umfassen in einer FFH- und SPA-
Verträglichkeitsprüfung bewertet. Die durch den Gutachter empfohlenen  Vermeidungs-, Minderungs- 
und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen wurden in die Textlichen Festsetzungen unter Punkt 6 
übernommen. Weitergehende Festsetzungen im Rahmen der Bauleitplanung werden als nicht 
erforderlich erachtet, um den Belangen des Artenschutzes in erforderlichen Maße Rechnung zu tragen. 
Auf weitergehende zu empfehlende bauliche Maßnahmen, die mit der Umsetzung des Vorhabens 
verbunden sind und  keinen städtebaulichen Bezug aufweisen und nicht bodenrechtlich relevant sind 
wird in der Begründung zum B-Plan ergänzend verwiesen. 
 

5. Berücksichtigung anderweitiger Planungsmöglichkeiten. 
Der Gemeinde Oybin wird im Regionalplan die besondere Gemeindefunktion „Tourismus“ zugeordnet. 
Die mit dem Vorhaben beabsichtigte Neuschaffung von Übernachtungsmöglichkeiten dient der 
Erweiterung von touristischen Qualitätsangeboten im Naturpark Zittauer Gebirge und in der Gemeinde 
Oybin. 
Die aufgrund des Vorhabens geplante Wiedernutzung derzeit nicht genutzter Bauflächen entspricht 
dem Gebot des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1a BauGB. 
Gemäß Landschaftsrahmenplan Oberlausitz-Niederschlesien sollen brachliegende Erholungsflächen 
vorrangig für Freizeit- und Erholungszwecke wiedergenutzt werden. 
Die Entwicklung eines vergleichbaren Vorhabens an einem Alternativstandort würde in der Regel die 
Neuerschließung von Siedlungsflächen erfordern. Alternativstandorte kommen für das geplante 
Vorhaben auf Grund der Nachnutzung vorhandener Strukturen nicht in Betracht Die durch das 
Vorhaben vorbereitete Sied-lungsflächenerweiterung ist demgegenüber als untergeordnet 
einzuschätzen. Eine alternative bauliche Nutzung ist für den Standort auf Grund der besonderen 
Gemeindefunktion gemäß Regionalplan und der Eigentumsverhältnisse ausgeschlossen. 
 
 
 
 
Oybin, den 14.07.2025 
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Unterschrift/Siegel  
Tobias Steiner 
Bürgermeister 
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